
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin und Berufungsklägerin: Karin Gawelczyk 

Beklagte und Berufungsbeklagte: Generali Lebensversicherung AG 

Vorlagefrage 

Ist Artikel 15 Absatz 1 Satz 1 der Zweiten Richtlinie 
90/619/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur Koordinie
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direkt
versicherung (Lebensversicherung) und zur Erleichterung der 
tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs sowie 
zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG (Zweite Richtlinie 
Lebensversicherung) ( 1 ) unter Berücksichtigung des Artikels 31 
Absatz 1 der Richtlinie 92/96/EWG vom 10. November 1992 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur Ände
rung der Richtlinien 79/267/EWG und 90/619/EWG (Dritte 
Richtlinie Lebensversicherung) ( 2 ) dahin auszulegen, dass er einer 
Regelung — wie § 5a Absatz 2 Satz 4 VVG in der Fassung des 
Dritten Gesetzes zur Durchführung versicherungsrechtlicher 
Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
21. Juli 1994 (Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG) 
— entgegensteht, nach der ein Rücktritts- oder Widerspruchs
recht spätestens ein Jahr nach Zahlung der ersten Versicherungs
prämie erlischt, selbst wenn der Versicherungsnehmer nicht 
über das Recht zum Rücktritt oder Widerspruch belehrt worden 
ist? 

( 1 ) ABl. L 330, S. 50. 
( 2 ) ABl. L 360, S 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Hamburg 
(Deutschland) eingereicht am 03. Oktober 2012 — 
Metropol Spielstätten Unternehmergesellschaft (haftungs

beschränkt) gegen Finanzamt Hamburg-Bergedorf 

(Rechtssache C-440/12) 

(2012/C 389/06) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Hamburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Metropol Spielstätten Unternehmergesellschaft (haf
tungsbeschränkt) 

Beklagter: Finanzamt Hamburg-Bergedorf 

Vorlagefragen 

1. Ist Artikel 401 (in Verbindung mit Artikel 135 Absatz 1 
Buchstabe i) der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys
tem ( 1 ) dahingehend auszulegen, dass Mehrwertsteuer und 
nationale Sonderabgabe auf Glücksspiele nur alternativ, 
nicht kumulativ erhoben werden dürfen? 

2. Nur falls ja zu 1.: 

Falls nach nationalen Vorschriften bei Glücksspielen sowohl 
Mehrwertsteuer als auch eine Sonderabgabe erhoben wird, 
führt dies zur Nichterhebung der Mehrwertsteuer oder zur 
Nichterhebung der Sonderabgabe oder richtet sich die Ent
scheidung, welche von beiden Abgaben nicht erhoben wer
den darf, nach nationalem Recht? 

3. Sind Artikel 1 Absatz 2 Satz 1 und Artikel 73 der Richtlinie 
2006/112/EG dahingehend auszulegen, dass sie einer natio
nalen Vorschrift oder Praxis entgegenstehen, wonach beim 
Betrieb von Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit der Kassen
inhalt („elektronisch gezählte Kasse“) des Geräts nach Ablauf 
eines bestimmten Zeitraums als Bemessungsgrundlage zu
grunde gelegt wird? 

4. Nur falls ja zu 3.: 

Wie ist die Bemessungsgrundlage stattdessen zu bestimmen? 

5. Sind Artikel 1 Absatz 2 Satz 1 und Artikel 73 der Richtlinie 
2006/112/EG dahingehend auszulegen, dass die Erhebung 
der Mehrwertsteuer voraussetzt, dass der Unternehmer die 
Mehrwertsteuer auf den Leistungsempfänger abwälzen kann? 
Gegebenenfalls was ist unter Abwälzbarkeit zu verstehen? 
Gehört zur Abwälzbarkeit insbesondere die rechtliche Zu
lässigkeit eines entsprechend höheren Preises für die Ware 
oder Dienstleistung? 

6. Nur falls bei 5. die rechtliche Zulässigkeit eines höheren 
Preises Voraussetzung ist: 

Sind Artikel 1 Absatz 2 Satz 1 und Artikel 73 der Richtlinie 
2006/112/EG dahingehend auszulegen, dass Vorschriften, 
die das Entgelt für mehrwertsteuerpflichtige Waren oder 
Dienstleistungen beschränken, unionsrechtskonform so an
zuwenden sind, dass sich das festgesetzte Entgelt nicht ein
schließlich, sondern zuzüglich Mehrwertsteuer versteht, auch 
wenn es sich um nationale entgeltregelnde Vorschriften han
delt, die dies nach ihrem Wortlaut nicht ausdrücklich vor
sehen?
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7. Nur falls ja zu 5., nein zu 6. und nein zu 3.: 

Ist in diesem Fall für den gesamten Umsatz der Spielgeräte 
keine Mehrwertsteuer zu erheben oder nur für den Teil, für 
den eine Abwälzung nicht möglich ist, und wie ist dieser 
dann zu bestimmen — etwa danach, bei welchen Umsätzen 
der Einsatz pro Spiel nicht erhöht werden konnte, oder 
danach, bei welchen Umsätzen der Kasseninhalt pro Stunde 
nicht erhöht werden konnte? 

8. Ist Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG dahin
gehend auszulegen, dass er einer nationalen Regelung einer 
nicht harmonisierten Abgabe entgegensteht, wonach die ge
schuldete Mehrwertsteuer betragsgenau bei dieser Abgabe 
angerechnet wird? 

9. Nur falls ja zu 8.: 

Führt die Anrechnung der Mehrwertsteuer auf eine nationa
le, nicht harmonisierte Abgabe bei den mit dieser Abgabe 
belegten Unternehmern dazu, dass die Mehrwertsteuer bei 
ihren Wettbewerbern nicht erhoben werden darf, die zwar 
nicht dieser, aber einer anderen Sonderabgabe unterworfen 
sind und bei denen eine solche Anrechnung nicht vorgese
hen ist? 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justice 
(Chancery Division) (Vereinigtes Königreich), eingereicht 
am 3. Oktober 2012 — Actavis Group PTC EHF, Actavis 

UK Ltd/Sanofi 

(Rechtssache C-443/12) 

(2012/C 389/07) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Chancery Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Actavis Group PTC EHF, Actavis UK Ltd 

Beklagte: Sanofi 

Andere Verfahrensbeteiligte: Sanofi Pharma Bristol-Myers Squibb 
SNC 

Vorlagefragen 

1. Anhand welcher Kriterien ist zu entscheiden, ob „das Er
zeugnis durch ein in Kraft befindliches Grundpatent ge
schützt ist“ im Sinne von Art. 3 Buchst. a der Verordnung 
Nr. 469/2009 ( 1 )? 

2. Steht in Fällen, in denen mehrere Erzeugnisse durch ein in 
Kraft befindliches Grundpatent geschützt sind, die Verord
nung, insbesondere deren Art. 3 Buchst. c, der Erteilung je 
eines Zertifikats für jedes einzelne der geschützten Erzeug
nisse an den Patentinhaber entgegen? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergänzende Schutzzertifikat für 
Arzneimittel (ABl. L 152, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Düsseldorf 
(Deutschland) eingereicht am 8. Oktober 2012 — HARK 
GmbH & Co KG Kamin- und Kachelofenbau gegen 

Hauptzollamt Duisburg 

(Rechtssache C-450/12) 

(2012/C 389/08) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Düsseldorf 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: HARK GmbH & Co KG Kamin- und Kachelofenbau 

Beklagter: Hauptzollamt Duisburg 

Vorlagefragen 

1. Ist die Position 7321 der Kombinierten Nomenklatur des 
Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische 
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ( 1 ) in der 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1031/2008 der Kommission 
vom 19. September 2008 ( 2 ) geänderten Fassung dahin
gehend auszulegen, dass die in den Gründen näher beschrie
benen Ofenrohrsets als Teile von Raumheizöfen, Kesselöfen 
und Küchenherden angesehen werden können? 

2. Sollte die Frage 1 zu verneinen sein, können die Ofenrohr
sets dann in die Position 7307 eingereiht werden? 

( 1 ) ABl. L 256, S. 1 
( 2 ) ABl. L 291, S. 1
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